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Positionen zu Europa  
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Laut aktueller Umfragen wollen am 23. April 2017 11-14% der Wähler für Benoît Hamon (*1967), Kandidat der 

Parti socialiste (PS), stimmen und 11–12% für Jean-Luc Mélenchon (*1951), Kandidat der Bewegung La France 

insoumise (FI). Damit würden Hamon und Mélenchon vermutlich auf den vierten bzw. fünften Platz kommen und 

im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen ausscheiden, zusammengerechnet könnte ihr Ergebnis jedoch 

für den zweiten Platz reichen. Da sich ihre Programme in vielen Punkten ähneln, haben Anhänger beider Kandida-

ten den Wunsch geäußert, dass einer von beiden auf seine Kandidatur verzichten und den anderen unterstützen 

solle, um so zu ermöglichen, dass im zweiten Wahlgang ein Kandidat des linken Spektrums vertreten ist. 

Ende Februar haben dennoch beide erklärt, dass ihre Positionen, insbesondere zur Europapolitik, unvereinbar sind 

und sie deshalb ihren Wahlkampf unabhängig voneinander fortsetzen werden. 

Mitgliedschaft in der Europäischen Union: Für Mélenchon ist ein französischer Austritt aus der EU kein Tabu, 

für Hamon hingegen schon. 

Letzterer möchte bei seiner Wahl den europäischen Partnern Vorschläge unterbreiten, auf deren Basis Änderun-

gen in den Verträgen ausgehandelt werden sollen. Er spricht sich für eine weitergehende europäische Integration 

durch Angleichung der Steuersätze innerhalb der Gemeinschaft und einen einheitlichen Mindestlohn, der 60% 

eines nationalen Durchschnittseinkommens entsprechen soll, aus. Sozialdumping innerhalb der EU, das durch die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer möglich geworden sei, soll künftig unterbunden werden. Um die Konjunktur in den 

Mitgliedsländern zu beleben, soll ein europäisches Investitionsprogramm in Höhe von 1.000 Mrd. € aufgelegt 

werden, mit dem vor allem Projekte zur nachhaltigen Entwicklung finanziert werden sollen. Für dieses Programm 

soll die EU die Möglichkeit erhalten, selbst Schulden aufzunehmen. 

Mélenchon hat angekündigt, dass Frankreich sich den in den europäischen Verträgen eingegangenen Verpflich-

tungen nicht mehr beugen werde, wenn er die Präsidentschaft übernehme. Er hofft, dass andere EU-Mitglieder, 

die unter der Austeritätspolitik leiden, dem Beispiel Frankreichs folgen und EU-Regeln, die sie in ihrer Entwicklung 

behindern, nicht mehr anwenden werden. Auf diese Weise könnten sie gemeinsam Druck auf die Union, insbeson-

dere auf Deutschland, ausüben und durchsetzen, dass die EU als demokratische, soziale und ökologische Gemein-

schaft neu gegründet werde. Die neuen Verträge sollten per Referendum bestätigt werden. Falls die anderen EU-

Partner dieses Vorgehen und Neuverhandlungen ablehnen sollten, werde Frankreich einseitig die Verträge kündi-

gen, die Zahlungen von 22 Mrd. € jährlich an die EU einstellen, die französische Zentralbank unter staatliche 

Aufsicht stellen und den Kapital- und Warenabfluss aus Frankreich kontrollieren. 

Euro-Gruppe und Europäische Zentralbank (EZB): Hamon fordert, dass die Euro-Gruppe durch ein Parlament 

aus Vertretern der Mitglieder der Euro-Länder ersetzt wird. Dadurch sollen die Entscheidungen zur Steuer- und 

Wirtschaftspolitik in der Euro-Zone demokratisch kontrolliert und legitimiert und so transparent werden. 

Mélenchon verlangt, dass Status und Aufgaben der EZB neu geregelt werden sollen, sie ihre Unabhängigkeit ver-

lieren und ihr verboten werden soll, Mitgliedsstaaten der Euro-Zone die Liquidität zu entziehen. Der Euro soll auf 

das Niveau des Dollars abgewertet werden, außerdem sollen der gemeinsame Markt und seine Regeln unter par-

lamentarische Kontrolle gestellt werden. 

Umgang mit Schulden der EU-Länder: Hamon schlägt vor, dass EU-Mitglieder den EU-Ländern, die finanzielle 

Schwierigkeiten haben, die Schulden erlassen, die sie seit 2008 bei Ihnen gemacht haben. Die Gemeinschaft soll 

außerdem die Schulden der Länder, deren Schulden 60% ihres BIP überschreiten, übernehmen und die EU-

Mitglieder sollen für ihre Schulden wechselseitig bürgen. 

Mélenchon will eine EU-Konferenz zum Umgang mit den nationalen Schulden der EU-Partner einberufen, deren 

Ergebnis Zahlungsaufschübe, die partielle Streichung von Schulden oder Umschuldungen sein können. 

Europäische Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigung: Hamon spricht sich für eine intensivere sicher-

heits- und verteidigungspolitische europäische Zusammenarbeit aus, die EU-Partner sollen sich an militärischen 

Missionen, die im Interesse der EU liegen, logistisch und finanziell stärker beteiligen.  

Mélenchon lehnt ein europäisches Verteidigungsbündnis grundsätzlich ab, da es im Widerspruch zur ursprüngli-

chen europäischen Idee eines friedlichen Zusammenlebens stehe.  

Europäischer Fiskalpakt: Hamon hat erklärt, das Ziel eines Staatshaushalts, dessen Defizit unter 3% des BIP 

liegt, befolgen zu wollen, Verteidigungsausgaben sollen bei dessen Berechnung allerdings nicht berücksichtigt 

werden. 

Mélenchon will als Präsident den Stabilitätspakt aufkündigen und die im Vertrag von Maastricht festgelegte Ver-

pflichtung, das staatliche Haushaltsdefizit unter 3% zu halten, nicht befolgen.  
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